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KURZMELDUNGEN

Ja zu weiteren
Corona-Krediten 
BERN | Der Nationalrat hat
am Mittwoch einer weiteren
Tranche von Corona-Krediten
von insgesamt 770 Millionen 
Franken zugestimmt. Zu dis-
kutieren gab unter anderem
die Finanzhilfe für die Kultur 
in Höhe von 34 Millionen
Franken. Die SVP wollte die-
sen Posten streichen. Die 
Fraktion stelle sich nicht
grundsätzlich gegen die Kul-
tur, sagte Lars Guggisberg 
(SVP/BE). Sie habe die erste 
Soforthilfe von 100 Millionen 
Franken für die Kultur aber 
unter der Voraussetzung gut-
geheissen, dass es sich dabei 
um Darlehen handelt. Nun
werde ein Teil der Kredite um-
gewandelt in Á-fonds-perdu-
Beiträge. Das gehe nicht. «Die
Bundeskasse ist kein Fass 
ohne Boden», sagte Guggis-
berg. Der Rat sah dies jedoch 
anders. Der Beitrag für die 
Kultur gehört zu jener Hälfte
der neuen Tranche, welche 
aus bereits gesprochenen
Krediten kompensiert werden
kann. Das heisst, dass die 
34 Millionen Franken aus den
100 Millionen Franken Sofort-
hilfe kommen, welche bereits 
zuvor für die Kultur gespro-
chen worden sind. Es handle 
sich nicht um neue Gelder, 
sagte etwa Barbara Gysi (SP/
SG). Unter anderem aus die-
sem Grund stimmte der Na-
tionalrat diesem Posten mit
140 zu 53 Stimmen zu. sda

469 neue  
Ansteckungen
BERN | In der Schweiz und in 
Liechtenstein sind dem Bun-
desamt für Gesundheit (BAG) 
am Mittwoch 469 neue Coro-
navirus-Ansteckungen innert 
eines Tages gemeldet worden. 
Am Dienstag waren es 245 
Fälle, am Montag 191. Es gab
einen neuen Todesfall und
14 neue Spital-Einweisungen.
Am Sonntag, Samstag und 
Freitag war mit 444 bezie-
hungsweise 405 und 425 
Neu-Angesteckten erstmals
seit Mitte April die Marke 
von 400 Fällen pro Tag über-
schritten worden. sda

Verwahrung
BELLINZONA | Die Bundesan-
waltschaft fordert für den ira-
kischen IS-Unterstützer vor 
dem Bundesstrafgericht in 
Bellinzona eine Freiheitsstrafe
von 6 Jahren und 9 Monaten. 
Darüber hinaus soll er ver-
wahrt werden. Bundesstaats-
anwalt Kaspar Bünger stellte 
diesen Strafantrag am Mitt-
wochmorgen am Ende seines 
vierstündigen Plädoyers den 
Strafantrag. sda

Busse zahlen
BASEL/PARIS | Die französi-
sche Wettbewerbsbehörde 
verhängt gegen Roche und 
Novartis eine kumulierte 
Geldbusse von 444 Millionen
Euro. Als Grund nennt die Be-
hörde missbräuchliche Prak-
tiken der beiden Firmen im
Bereich «Behandlungen für 
die altersbedingte Makula-
Degeneration». Den beiden
Basler Pharmagiganten sowie
Genentech, der US-Tochter 
von Roche, wird konkret vor-
geworfen, den Verkauf des
Medikaments Lucentis auf
Kosten des dreissig Mal billi-
geren Mittels Avastin geför-
dert zu haben. sda

Bern | Nationalrat ergänzt COVID-19-Gesetz und setzt Zeichen für vergessene Branchen

Weniger Rechte für Bundesrat
Das Corona-Notrechtsre-
gime soll in ordentliches 
Recht überführt werden. 
Der Nationalrat hat am 
Mittwoch dem COVID-19-
Gesetz klar zugestimmt. 
Er sieht aber weiterge-
hende Wirtschaftshilfen 
vor als der Bundesrat – 
etwa für die Event-, Rei-
se- und Kulturbranche.

Während der Herbstsession
macht das Parlament aus  
den COVID-19-Notverordnun-
gen des Bundesrats ein COVID-
19-Gesetz. Es hat quasi keine 
andere Wahl. Würde die Vorlage
abgelehnt, würden verschiede-
ne Corona-Massnahmen nächs-
te Woche – sechs Monate nach
Inkrafttreten – wirkungslos.

Beispielsweise würde ein 
Teil der finanziellen Soforthil-
fe für die Wirtschaft erlöschen
– mit drastischen Konsequen-
zen für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer in der Schweiz. 
Die Kultur-, Event- und Me-
dienbranche wäre auf sich al-
lein gestellt. Es fehlte auch die 
rechtliche Grundlage für Mass-
nahmen etwa bei der Gesund-
heitsversorgung, im Asyl- und 
im Justizbereich. Kurz: Der
Bundesrat müsste wohl oder 
übel erneut auf Notrecht zu-
rückgreifen.

Nur vereinzelt
Fundamentalkritik
So weit soll es nicht kommen. 
Der Nationalrat hat dem CO-
VID-19-Gesetz in der Gesamt-
abstimmung mit 144 zu 35
Stimmen bei 16 Enthaltungen 
zugestimmt. Folgt ihm der 
Ständerat, werden verschiede-
ne Corona-Massnahmen bis 
Ende 2021, einzelne bis Ende 
2022 weitergeführt.

Das COVID-19-Gesetz sei
aus grundsätzlichen Überle-

gungen wichtig, sagte der Zür-
cher FDP-Nationalrat Andri
Silberschmidt in der Eintre-
tensdebatte. «Damit erhalten 
die politischen Massnahmen
zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie und deren wirt-
schaftlichen Folgen eine demo-
kratische Legitimation.»

Das sahen nur wenige an-
ders. Einzelne Vertreter der
SVP wollten nicht auf das 
Gesetz eintreten oder dieses an
die Kommission zurückweisen.
Für die Gegner des Gesetzes ist 
die gesundheitspolitische Krise
längst bewältigt. Eine rasche 
Rückkehr zur Normalität sei 
angezeigt, die notrechtlichen 
Massnahmen seien deshalb 
allesamt aufzuheben.

«Nicht perfekt, 
aber notwendig»
Die Mehrheit der SVP-Fraktion
stimmte dem Gesetz trotzdem 
zu. Auch die übrigen Fraktio-
nen sahen mehr Vor- als Nach-
teile. «Das Gesetz ist nicht per-
fekt, aber notwendig», sagte
Philippe Nantermod (FDP/VS) 
stellvertretend für viele. 
Yvonne Feri (SP/AG) sagte, dass 
der Bundesrat «so viel Hand-
lungsspielraum wie nötig» er-
halte, gleichzeitig aber auch 
klare Leitlinien.

Der Nationalrat setzte al-
lerdings eigene Akzente und 
änderte die Vorlage des Bun-
desrats in zahlreichen Punk-
ten ab. Er weitete beispielswei-
se den Anspruch auf Erwerbs-
ausfall für Selbstständigerwer-
bende aus. Nicht nur Personen, 
die ihre Arbeit unterbrechen 
müssen, sondern auch solche, 
die massgeblich in ihrer Arbeit 
eingeschränkt sind, können 
künftig einen Corona-Erwerbs-
ersatz erhalten.

Abgelehnt wurde ein An-
trag der Ratslinken, den Arbeit-

nehmenden mit tieferen Löh-
nen bei Kurzarbeit einen Lohn-
ersatz von 100 Prozent zu ga-
rantieren. Knapp gescheitert ist 
auch der Vorschlag von SP, 
Grünen und GLP, die Kita-Hilfe
durch den Bund weiterhin zu 
ermöglichen. Aus Sicht einer 
Mehrheit ist das eine Aufgabe 
der Kantone.

Hilfe für Schausteller
Im neuen COVID-19-Gesetz
sieht die grosse Kammer ferner 
Finanzhilfen für Unternehmen
der Event- und der Reisebran-
che vor. Sie nahm einen Einzel-
antrag von Nicolo Paganini 
(CVP/SG) mit 192 zu 1 Stimmen 
bei 2 Enthaltungen an. Der 

Bundesrat soll Unternehmen 
dann helfen können, wenn die-
se vor der Corona-Krise wirt-
schaftlich gesund waren und 
nicht schon von anderen Bran-
chenlösungen profitieren. Da 
es um Härtefälle geht, sollen 
auch À-fonds-perdu-Beiträge 
möglich sein.

Lorenz Hess (BDP/BE) sprach 
im Namen der Mitte-Fraktion 
von «Nuller-Branchen», denen 
geholfen werden soll – also 
Branchen, in denen die Umsät-
ze aufgrund der Corona-Mass-
nahmen ganz weggebrochen
sind. Albert Rösti (SVP/BE) er-
wähnte die Schausteller. Ihnen
sei die Grundlage zur Aus-
übung ihres Berufs in den ver-

gangenen Monaten entzogen 
worden. Der Bundesrat hatte in
den vergangenen Monaten 
mehrmals erwähnt, dass er mit
den Kantonen nach einer Lö-
sung für Härtefälle suche.

Hoffnung für Sportklubs
Druck auf den Bundesrat mach-
te der Nationalrat auch bei der 
Corona-Unterstützung für den 
Sport. Er beschloss, Darlehen 
nicht an die Ligen, sondern di-
rekt an die Klubs zu vergeben. 
Das hatten Nationalräte von
fünf verschiedenen Fraktionen 
mit Einzelanträgen gefordert. 
Die grosse Kammer nahm diese 
mit 135 zu 34 Stimmen bei 19 
Enthaltungen an. sda

COVID-19-Gesetz. Nationalrat Franz Ruppen während der Debatte zum COVID-19-Gesetz. FOTO KEYSTONE

Bern | Ständerat gegen Frühförderung im Vorschulalter

Nein zur Finanzierung 
Nach dem Willen des Ständerats soll 
der Bund die Kantone bei der Früh
förderung von Kindern nicht finanziell 
unterstützen. Er hat am Mittwoch eine 
entsprechende Gesetzesänderung und 
die dazugehörige Finanzierung ab
gelehnt.

Der Ständerat verwarf die Vorlage mit 24 zu 18 
Stimmen und den Kredit mit 25 zu 16 Stimmen 
bei einer Enthaltung. Er ist damit dem Bundesrat 
gefolgt, der sich in seiner Stellungnahme da-
gegen ausgesprochen hatte.

Das Gesetz verlangt, dass Kinder in der 
Schweiz bei Bedarf schon vor dem Eintritt in den 
Kindergarten gezielt gefördert werden können. 
Die geltende Altersgrenze für die Kinder- und 
Jugendförderung soll auf den Zeitpunkt der Ge-
burt gesenkt werden. Mit den Förderungsmass-
nahmen soll verhindert werden, dass Kinder mit 
grossen Unterschieden in ihrer Entwicklung in 
die Schulkarriere starten.

Vorgesehen ist, dass der Bund pro Jahr höchs-
tens vier Kantonen einmalig Finanzhilfen ge-
währen kann, und zwar für die Dauer von je drei 
Jahren in der Höhe von jährlich 100 000 Franken. 
Insgesamt sollen in den nächsten zehn Jahren 
8,45 Millionen Franken einsetzt werden. Die vor-
beratende Kommission des Ständerats hatte die 
Vorlage noch mit 8 zu 5 Stimmen angenommen.

Kleiner Betrag
Der Betrag sei zwar klein, könne aber vieles be-
wirken, sagte Ständerätin Andrea Gmür-Schö-
nenberger (CVP/LU), die im Rat die Auffassung 
der Kommissionsmehrheit vertrat. Die Autono-

mie der Gemeinden und Kantone werde vollstän-
dig respektiert.

Benedikt Würth (CVP/SG) erklärte hingegen, 
die Kantone und Gemeinden erfüllten diese Auf-
gabe gut. Die Vorlage verletze zudem das Prinzip 
der Subsidiarität. Die Aufgabe sei vollständig in 
der Kompetenz der Kantone. Zudem würde  
ein Kanton höchstens 300 000 Franken erhalten. 
Das sei sehr wenig Geld und müsse in Relation 
zum administrativen Aufwand gestellt werden. 
Würth befürchtet auch, dass die Vorlage der ers-
te Schritt sei, dass sich der Bund langfristig mit 
mehr Mitteln in diesem Bereich engagiere.

Auch Bundesrat Alain Berset (SP) betonte im 
Rat, dass die Politik der kleinen Kinder in die 
Kompetenz der Kantone falle. Das Anliegen sei 
zwar wichtig, liege aber bei den Kantonen.

Wichtige Jahre
Die Vorlage geht auf eine parlamentarische Ini-
tiative von SP-Nationalrat Matthias Aebischer 
(BE) zurück. Er verlangte, dass Kinder bereits vor 
dem Kindergartenalter zur Zielgruppe des Kin-
der- und Jugendförderungsgesetzes gehören.

Oft würden die Weichen gerade in den frü-
hen Jahren gestellt, schrieb Aebischer in seinem 
Vorstoss. Zudem habe sich die Schweiz mit der 
Ratifizierung der UNO-Kinderrechtskonvention 
im Jahre 1997 verpflichtet, die wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte von Kindern 
von Geburt an zu erfüllen.

Der Nationalrat hatte der Vorlage in der 
Sommersession mit 109 zu 75 Stimmen bei vier 
Enthaltungen zugestimmt. Nach dem Nichtein-
treten des Ständerats entscheidet er noch ein-
mal darüber.� sda

PILOTSTUDIEN

Ständerat sagt Ja zu Studien zur 
kontrollierten Cannabis-Abgabe
BERN | In der Schweiz sollen Pilotstudien zur kontrollierten
Cannabis-Abgabe durchgeführt werden können. Das Parla-
ment hat grundsätzlich zugestimmt. Strittig ist aber noch, 
ob für Versuche nur Schweizer Bio-Cannabis verwendet wer-
den darf. Ermöglicht werden mit einer Ergänzung des Betäu-
bungsmittelgesetzes streng reglementierte wissenschaftliche 
Studien über den Cannabis-Konsum. Der Ständerat sagte 
am Mittwoch als Zweitrat mit 31 zu 7 Stimmen bei zwei Enthal-
tungen Ja. Die Nein-Stimmen kamen aus der SVP- und der 
Mitte-Fraktion.

Neue Erkenntnisse gewinnend
Der Ständerat folgte der Mehrheit der Sozial- und Gesundheits-
kommission (SGK). Rund 200 000 Menschen in der Schweiz 
konsumierten trotz Verbot regelmässig Cannabis, der Schwarz-
markt blühe, sagte Johanna Gapany (FDP/FR) namens der 
SGK. Pilotstudien könnten neue Erkenntnisse liefern für künf
tige politische Entscheide. Maya Graf (Grüne/BL) erinnerte an
die Forderung aus Städten und dem Parlament selbst, Pilot-
studien durchführen zu dürfen. «Es geht darum, ein Problem,
das wir nicht in den Griff kriegen und das nicht reguliert ist, zu
verstehen», sagte sie. Trotz Verboten gebe es keine Verbesse-
rung der Situation. Eine Minderheit hätte nicht auf die Vorlage
eintreten wollen, unterlag aber deutlich. Studien belegten die
negativen Auswirkungen von Cannabis auf Körper und Psyche, 
sagte Peter Hegglin (CVP/ZG). Für ihn wäre es zielführender, 
das Geld in die Prävention zu investieren. Störend ist für Hegg
lin auch, dass der Bundesrat Cannabis für Studien von der Ta-
baksteuer befreien will. Die Vorlage sei ein Schritt zur Legali
sierung, befürchtete Hannes Germann (SVP/SH). In der Vor
lage gebe es zu viele Fragezeichen, etwa bezüglich Sicherheit 
im Strassenverkehr oder Unfallverhütung am Arbeitsplatz. 
Die derzeitige Lage sei nicht gut, stellte Gesundheitsminister 
Alain Berset klar. Es würden viele Ressourcen beansprucht 
ohne dass es Resultate gebe. Heute verbiete das Gesetz wis-
senschaftliche Pilotstudien im Feld. Vorgesehen seien strenge
Regeln und eine Bewilligung durch das Bundesamt für
Gesundheit (BAG). sda
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